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j^ndesvorstand: Kinderereiehung der Erwerbsarbeit gleichstellen! 

Historischer Meilenstein 
*n der Familienpolitik 
^DU fordert Verlängerung des Erziehungsurlaubes auf 18 Monate 
H er Yorstand der nordrhein-westfälischen CDU hat nach eingehender Beratung 
^finanziellen Situation des Bundeshaushaltes von der Bundesregierung eine 
erlängerung des Erziehungsgeldes und des Erziehungsurlaubes um ein halbes 

üanr von derzeit 12 auf 18 Monate gefordert. 

ie der Sprecher der nordrhein-westfäli- 
^chen CDU, Thomas Kemper, im An- 

yjuß an eine Vorstandssitzung in Düs- 
eidorf mitteilte, soll diese Regelung für 

*D dem 1. Januar 1990 geborene Kinder 
selten. Den Kostenaufwand für die Ver- 
/ ^erung von Erziehungsürlaub und 

l}\kommensabhängigem)      Erziehungs- 
jjeid beziffert die CDU mit ca. 1,5 Mil- 
den Mark. Der Landesvorstand der 
°rdrhein-westfälischen CDU begründet 

fr'-K6 .Forderung mit dem ziel» die Wahl- 
eineit zwischen Familien- und Erwerbs- 
oeit noch weiter zu stärken. „Die Ver- 

lagerung von Erziehungsgeld und Erzie- 
ungsurlaub sind ein weiterer wirkungsvol- 

Beitrag zur Vereinbarkeit von Beruf 

und Familie und stärken auch so das Ja zu 
Kindern." In seinem Beschluß hebt der 
CDU-Landesvorstand hervor, daß die 
Einführung von Erziehungsgeld und 
Erziehungsurlaub durch die CDU/CSU- 
geführte Bundesregierung ein historischer 
Meilenstein in der Familienpolitik ist. 
„Kindererziehung wurde der Erwerbsarbeit 
gleichgestellt. Mit Erziehungsgeld und 
Erziehungsurlaub wurde die Chance zu 
mehr Wahlfreiheit zwischen Familien- 
und Erwerbsarbeit geschaffen. Bereits bei 
Einführung des Erziehungsgeldes und 
Erziehungsurlaubs war es die erklärte 
Absicht der CDU, diese Zeiten so bald 
wie möglich über ein Jahr hinaus zu ver- 
längern." 

Zwischen Kirche und Staat 
Das Jubiläum „40 Jahre Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland" ist 
tt*r den Evangelischen Arbeitskreis der CDU/CSU Anlaß zu dem 11. Bonner 
Theologischen Gespräch. 
Landesbischof i. R. Prof. D. Eduard Lohse wird über das Thema „Die Evangeli- 
sche Kirche im demokratischen Staat" sprechen. Anschließend ist eine Ausspra- 
che geplant. Diskutiert werden soll die Frage, in welcher Weise die Verfassung 
einem partnerschaftlichen Zusammenwirken von Staat und Kirche Raum gege- 
ben hat. Das 11. Bonner Theologische Gespräch findet statt am Montag, dem 8. 
Mai 1989, 19 Uhr, im Konrad-Adenauer-Haus, Friedrich-Ebert-AUee 73-75, 
5300 Bonn 1. Anmeldungen und Auskünfte: Tel. (0228) 544-305/306. 
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Kultusminister diskriminiert Schüler: 

CDU warnt vor Gefährdung 
altsprachlicher Gymnasien 
Vor einer ernsten Gefährdung der alt- 
sprachlichen Gymnasien in NRW hat 
der schulpolitische Sprecher der CDU- 
Landtagsfraktion, Herbert Reul, 
MdL, gewarnt. 
„Der Entwurf des Kultusministers für ei- 
ne Änderung der Schülerfahrtkostenver- 
ordnung benachteiligt diese Schulen. Zu- 
künftig sollen Eltern die Fahrtkosten 
selbst bezahlen, wenn ihre Kinder nicht 
das nächstgelegene, sondern ein alt- 
sprachliches Gymnasium besuchen. Es 
kann nicht sein, daß Schulen ein beson- 
deres Profil entwickeln und dann bei den 
Schülerfahrtkosten diskriminiert wer- 
den." 
Die Rechtsprechung des Oberverwal- 
tungsgerichtes Münster hatte 1984 klarge- 
stellt, daß die Sprachenfolge mit Latein 
als Anfangssprache und Griechisch als 
zusätzlicher Fremdsprache in der Mittel- 
stufe, wie sie an den früheren altsprachli- 
chen Gymnasien angeboten wird, einen 
eigenen Schultyp ausmacht und daß da- 
her die Fahrtkosten zu erstatten sind, 
auch wenn es sich nicht um das nächstge- 
legene Gymnasium handelt. 147 Gymna- 
sien in NRW bieten in der Klasse 5 La- 
tein an, 47 in der Klasse 9 auch Grie- 
chisch. Nach der Verordnung des Kultus- 
ministers sollen ab dem 1. August dieses 
Jahres die Unterschiede im Sprachenan- 
gebot keine Rolle mehr spielen und die 
Fahrtkosten nur noch zum nächstgelege- 
nen Gymnasium erstattet werden. 
Herbert Reul: „Dies ist ein weiterer 
Schritt zur Vereinheitlichung des Schulwe- 
sens.   Wer Vielfalt  und  Wahlfreiheit  im 

schulischen Angebot will, muß dafür au 
die nötigen Voraussetzungen schaffen- 
darf nicht dahin kommen, daß sicn.."en 
noch Kinder aus wohlhabenden Fanu" 
den Besuch eines altsprachlichen Gyn^' ^ 
siums leisten können.  Daher fordere    • 
den Kultusminister auf, keine DiskfI   . 
nierung dieser Schulen zuzulassen u, 
seinen Verordnungsentwurf entspreche 
zu ändern." 

Mit Norbert Blüm 
für Europa 
Zur ordentlichen Landestagung 19 
der CDU-Sozialausschüsse NRW la° 
der     Landesvorsitzende     Wolfgan* 
Vogt,  MdB, am Samstag, 22. Ap" 
1989,  10 Uhr, nach Bergheim-Ober 
äußern ein. Neben dem politischen *> 
rieht des Landesvorsitzenden und de 
Organisationsbericht   des   Landes» 
zialsekretärs Ralf Lindemann steh 
Vorstandswahlen    und    Delegier**1 

wählen auf der Tagesordnung. 
Einer der Höhepunkte dieser Landes' 
tagung ist die öffentliche Kundgeb«»* 
zu den Europa-Wahlen mit dem CJJ 
Landesvorsitzenden Dr. Norbert **«*  ' 
MdB, und mit Elmar Brok, Mo»*V 
dem Vorsitzenden der Arbeitnehm 
gruppe in der EVP-Fraktion. 
Auskünfte: 
CDU-Sozialausschüsse NRW 
Ralf Lindemann 
Wasserstraße 5, 4000 Düsseldorf 1 
Telefon (0211) 13600-56/57 
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ferner Stump, MdL: 

Klärschlammentsorgung 
*nuß jetzt gelöst werden! 

n der Bundesrepublik Deutschland fallen jährlich ca. 50 Mio. m3 Klärschlamm 
*Us kommunalen Kläranlagen an. Hiervon entfallen allein auf Nordrhein-West- 
a'en 15 Mio. m3. Eine weitere drastische Zunahme wird erwartet. 

t 'e Entsorgung der Klärschlämme berei- 
flä u^' ^me Ausbringung auf Acker- 

achen ist wegen des Schwermetallgehal- 
s und nachgewiesener Dioxine und Flu- 
ne nicht länger zu vertreten. 

jle Deponierung ist bei zunehmend feh- 
uem  Deponierraum zeitlich eng be- 

Sj6nzt- Ohnehin wird mit der Klärung der 
bei    rWässer aus Deponien ein umwelt- 

'astender Kreislauf geschlossen. 
We?t Lösun8 der Zukunft ist aus rein um- 
^apolitischer Sicht nur in der Verbren- 
e 

n& der Klärschlämme zu suchen. Eine 
fij   Pichende Entsorgungsstruktur hier- 

fehlt. 
Di 
muß •'* drän8t- In höchstens fünf Jahren 
sift d'e erf°rderliche Verbrennungskapa- 
fest Stehen- Standortentscheidung, Plan- 
en ilungsverfahren und K-lageverfah- 
wird   SSen annen' daß die Zeit knapp 

ste fordert daher den Umweltmini- 
r auf, auf Sprüche wie z. B. „diese Ent- 

^gungsrnögiichkeit    wjrd    Nordrhein- 

renSR sehr viel fruher als alle ande" 
zu v    ndes,änder zur Verfügung stellen" 

verzichten. Taten sind gefragt! 

1989
C.DIJ erwartet daher zum 30. Juni 

dem H*ne" erSten Bericnt im Landtag> aus 

die niJjJ Jetzige Entsorgungsstruktur und 

In 
n°ch zu schaffende ersichtlich ist. 

die cnf111  Zusammenhang  befürwortet 
UU den Bau von Pilotanlagen, um 

möglichst auf eine differenzierte Technik 
zu setzen. 
Notwendig werdende Haushaltsmittel 
können — wie die CDU dies will — aus 
den Strukturhilfemitteln des Bundes zur 
Verfügung gestellt werden. 
Unsere umweltpolitischen Forderungen 
heißen: Schonung des knappen Deponie- 
raumes, schadstofffreie Verbringung mit 
geringer Reststoff-Fracht, Schluß mit der 
Verbringung von Klärschlamm auf Acker- 
flächen. 

Euro-Markt 2000 
startet am 2. IVIai 
in Düsseldorf 
Wir haben die besseren Ideen für 
Europa. Bundeskanzler Helmut Kohl 
wird in Umfragen als der deutsche 
Europapolitiker überhaupt bezeich- 
net. Im Mai und im Juni geht die 
CDU mit der Zelttournee EURO- 
MARKT 2000 zu den Menschen in 
NRW, um die Menschen im Lande zu 
informieren. Die Auftaktveranstaltung 
findet am 2. Mai 1989, 11 Uhr auf 
dem Schadowplatz in Düsseldorf statt. 
Neben dem Landesvorsitzenden Nor- 
bert Blüm nimmt auch die nordrhein- 
westfälische Spitzenkandidatin für die 
Europawahl, Hedwig Keppelhoff-Wie- 
chert, daran teil. 
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Antrag der Fraktion der CDU: 

Neue Entsorgungsstrukturen 
für die Klärschlammaufbereitung 
I. Ausgangslage 
In der Bundesrepublik Deutschland fal- 
len jährlich ca. 50 Mio. m3 Klärschlamm 
aus kommunalen Kläranlagen an. Dieses 
Volumen entspricht einer Trockenmasse 
von ca. 2,5 Mio. t. Mit einer weiteren Zu- 
nahme von bis zu 20 Mio. m3 Klär- 
schlamm wird gerechnet. 
Dieser Klärschlamm enthält erhebliche 
Mengen an Nährstoffen wie Phosphor 
und Stickstoff, organische Massen und 
Mineral- und Spurenelemente. Diesem 
Nährstoffanteil stehen Schwermetallbela- 
stungen wie auch toxische Belastungen 
gegenüber. 

Die Klärschlämme werden weitgehen 
auf landwirtschaftlichen Flächen, nie" 
auf Grünland und Anbauflächen für 

Feldfutter, aufgebracht. Die restliche 
Masse wird deponiert. Die Entsorgung 
des Klärschlammes bereitet jedoch zU 

nehmend Probleme. 

Die rechtliche Grundlage für die Verwen- 
dung auf landwirtschaftlichen Fläche 

- bildet die Klärschlammverordnung vom 
25. Juni 1982. Weitere Einzelheiten rege'11 

die Verwaltungsvorschriften zum Vollzu£ 
der Klärschlammverordnung, veröffer| 
licht durch Runderlaß des Ministers pr 

Umwelt,   Raumordnung  und   Landwirt' 

Wohin mit unserem 
Klärschlamm? 
Fachkongreß der CDU NRW am 22. April mit Bundesminister 
Prof. Klaus Töpfer 
Zu einem Fachkongreß unter dem Titel „Wohin mit unserem Klärschlamm?" 
mit Bundesumweltminister Prof. Klaus Töpfer lädt die CDU Nordrhein-Westfa- 
len am 22. April 1989, 10 Uhr, in den Saalbau nach Essen ein. 
Namhafte Referenten verschiedener Fachgebiete durchleuchten das Problem 
der Klärschlammentsorgung und versuchen, eine Antwort auf drängende Fragen 
der Bürger, der Kommunen und der Umweltschützer zu geben. Im Mittelpunkt 
der Diskussionsveranstaltung steht die Novellierung der Klärschlammverord- 
nung, zu der Minister Töpfer Stellung beziehen wird. Die Veranstaltung wird 
voraussichtlich um 15.30 Uhr beendet sein. Interessenten melden sich bitte bis 
zum 19. April 1989 bei der 
CDU NRW, Wasserstraße 5, 4000 Düsseldorf 1, Telefon (0211) 13600-0. 
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Schaft vom 16. Januar 1987. Eine Ver- 
härtung ^er Klärschlammverordnung 
,st2-Z. geplant. 

**• Kritische Bewertung 
er Klärschlammaufbringung 
,e Klärschlammaufbringung auf land- 

wirtschaftlichen   Flächen   ist  problema- 
isch geworden. Schon in den Verwal- 

lungsvorschriften heißt es: „Je nach Her- 
n*t und Zusammensetzung des Abwas- 

ers    können    im    Klärschlamm    auch 
chadstoffe — insbesondere Schwerme- 
lle — enthalten sein. Sie können Boden 
nd  Pflanzen  belasten  und über Nah- 
•ngs- und Futtermittel die Gesundheit 
°n Mensch und Tier gefährden... Es ist 
eshalb Vorsorge dafür zu treffen, daß 
ch\vermetalle nur in tolerierten Mengen 

den Boden gelangen und die hygieni- 
en Belange gewahrt werden." 

s Wurden daher Voraussetzungen für 
as Aufbringen von Klärschlämmen, wie 
'*•   Untersuchung  des   Klärschlamms, 

Untersuchung des Bodens, Wiederholung 
°n Bodenuntersuchungen sowie Mittei- 

^"gspflichten festgelegt. Allein diese 
orsichtsmaßnahmen machen deutlich, 
aß das Aufbringen von  Klärschlamm 

auf landwirtschaftlichen   Flächen  nicht 
UnProblematisch ist. 

lese Problematik erhöht sich durch wei- 
lere Schadstoffeinträge. 

{**• Schaffung von 
^ntsorgungsmöglichkeiten 

ie neuen Erkenntnisse zu der Gefähr- 
•chkeit der Klärschlammaufbringung auf 
landwirtschaftlichen Flächen zwingen die 
kommunalen Klärwerksbetreiber, sich 
um alternative Entsorgungsmöglichkeiten 
Zu   bemühen.   Solche   Entsorgungsmög- 

lichkeiten sind zum einen die Deponie- 
rung und zum anderen die Verbrennung. 
Die Deponierung von Klärschlämmen 
kann allerdings langfristig nicht als allei- 
nige Lösung angesehen werden, da diese 
• technische Schwierigkeiten mit sich 
bringt, weil die Schlämme nicht stabil 
und konsistent sind und 
• der vorhandene Deponieraum in sei- 
ner Aufnahmefähigkeit begrenzt ist. 
Es ist daher notwendig, mittel- bis lang- 
fristig die Verbrennungskapazitäten zu er- 
weitern. Dabei gilt es, auch neue Verfah- 
ren zu entwickeln und anzuwenden, die 
eine auch für kleinere Kläranlagen akzep- 
table Trocknung erreichen, um dann den 
Klärschlamm verbrennen zu können. 

IV. Neue Entsorgungsstrukturen 

Der Landtag spricht sich für eine neue 
Entsorgungsstruktur aus. Sie soll neben 
der herkömmlichen Verbrennung auch 
die Schwelbrandtechnik beinhalten. 
Die Schadstoffe müssen, soweit sie nicht 
vernichtet werden können, in keramisier- 
ter Form gebunden werden. Luft, Wasser 
und Boden dürfen keine nennenswerten 
Belastungen erfahren. Überschüssiges 
Reingas wie auch Abwärme sollten sinn- 
voll genutzt werden. 

Der Landtag fordert daher die Landes- 
regierung auf, 
• ihm bis zum 30. Juni 1989 einen Be- 
richt darüber abzugeben, ob und in wel- 
chem Ausmaß die Landesregierung eine 
Entsorgungsstruktur zur Verbrennung 
bzw. Verschwelung des Klärschlamms 
(unter Benennung möglicher Standorte) 
plant, 
• in Nordrhein-Westfalen Pilotanlagen 
unterschiedlicher Entsorgungstechniken 
zu errichten bzw. zu fördern. 
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Dr. Horst Waffenschmidt, MdB: So helfen wir den Gemeinden^ 

Die Bonner Wende und ihre 
Auswirkungen auf die Kommunen" 
Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister des Inneren, Dr> 

Horst Waffenschmidt, MdB, nannte kürzlich in einer umfassenden Rede konkre- 
te Hilfen und Zahlen, die den Nutzen der Politik des Bundes für die Kommunen 
aufzeigen. 

ker gestiegen als die Gesamtausgaben rm 
nur 3,6%. Bemerkenswert ist der weitere 
Anstieg der kommunalen Investitionsta- 
tigkeit.   Die  Sachinvestitionen  erhöhte 
sich um 5%, wobei die Bauausgaben sO' 
gar um 8,9% stiegen. 
Auch unter Berücksichtigung der Steue - 
reform werden sich die Steuereinnahme 
der Gemeinden nach der Steuerschätzung 
vom Mai 1988 von 60 Milliarden M*rK 

im Jahr 1987 um 18,5% auf 71,1 MiHiaf" 
den Mark im Jahr 1992 erhöhen; das ent- 
spricht   einem   jahresdurchschnittliche 
Zuwachs    um    3,5%.    Für   die    Jahre 

1988/1989  sind   sogar   Mehreinnahmen 
von jeweils über 2 Milliarden Mark zu er- 
warten. 

1. Wirtschafts- und Finanzpolitik 
Wir haben ein stabiles und stetiges Wirt- 
schaftswachstum. 1988 allein stieg das 
Bruttosozialprodukt um 3,4 % an. Die 
Zahl der Beschäftigten nimmt seit 1984 
wieder zu. Heute haben wir über 900.000 
Arbeitsplätze mehr als im Herbst 1983. 
Die Preise sind seit Jahren stabil, die Zin- 
sen niedrig. Dies hat auch zu einer we- 
sentlichen Verbesserung der Finanzsitu- 
ation und der Haushaltsstruktur der 
Kommunen geführt. 
Die kommunalen Steuereinnahmen stei- 
gen seit 1983 stetig an. Sie lagen Ende 
1988 um rund 16,5 Milliarden Mark oder 
um 35% über denen des Jahres 1982. Zu- 
gleich konnten die hohen Finanzierungs- 
defizite der Gemeinden kontinuierlich 
abgebaut werden. In den Jahren 1984 
und 1985 erzielten die Kommunen sogar 
erstmals in der Geschichte der Bundesre- 
publik Deutschland Finanzierungsüber- 
schüsse in Höhe von 1,1 Milliarden bzw. 
700000 Millionen Mark. 

2. Die Steuerreform 
Die Steuerreform wird — wie wir im Jah- 
re 1988 bereits feststellen konnten — für 
weiteres Wirtschaftswachstum sorgen 
und den Kommunen höhere Steuerein- 
nahmen bescheren. Die Gesamteinnah- 
men der Kommunen sind mit 6,4% stär- 

3. Die Gewerbesteuergarantie 
Auch weiterhin wird die Bundesregierung 
bei Überlegungen zur künftigen Ausg 
staltung der kommunalen Finanzen da 
auf achten, daß die finanzielle Eigenstän- 
digkeit der Kommunen  erhalten bleiD 

und die kommunale Selbstverwaltung % 
stärkt wird. Bundeskanzler Helmut Kon 
hat zugesichert, daß die Gewerbesteuer 
den Kommunen solange als wichtige E' [ 
nahmequelle erhalten bleibt, solange ke 
ne Ersatzlösung gefunden wird, die vo 
allen    Beteiligten    mitgetragen    werden 
kann. 
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4- Bundeshilfe für finanz- 
u&d strukturschwache Kommunen 
üer Bund läßt Finanz- und strukturschwa- 
^e Länder und Kommunen nicht im 
tlcn- Vielmehr stellt er für sie im Rah- 

men seiner Mitverantwortung für eine 
j*ufgabenorientierte Finanzausstattung er- 
bliche Mittel zur Verfügung: 

Bundesergänzungszuweisungen 
J* Jnvestitionsdarlehen der Kreditanstalt 
tur Wiederaufbau 
• Bundesfinanzhilfen für strukturschwa- 
clle Länder und Kommunen. 

£ Mitverantwortung für die 
K°nimunen 

Seit 1967 fördert der Bund Vorhaben zur 
erbesserung der Verkehrsverhältnisse 
er Gemeinden. Vor allem eine Stärkung 

. es  öffentlichen   Personen-Nahverkehrs 
lTn ländlichen Raum ist davon zu erwar- 
ten. 

|7uch die Stadterneuerung wird seit 1971 
ürch den Bund gefördert. Die Regierung 

Jjelmut Kohl erhöhte den Bundesanteil 
983 auf 330 Millionen Mark und in den 

Jahren 1986 und 1987 auf je 1 Milliarde 
Mark. 

"• Eingliederung der Aussiedler 

j^t über 200000  Personen  hatten  wir 
^88 die höchste Aussiedlerzahl seit 1950. 
M,t dem am 31. August 1988 beschlosse- 

n Sonderprogramm zur Eingliederung 
er   Aussiedler   und   ergänzenden   Be- 

schlüssen  vom   12.  Oktober   1988  zum 
ussiedlerwohnungsbau   haben   wir   im 
und die notwendigen Rahmenbedingun- 

8er» geschaffen, um zunächst auf der Ba- 
^ls eines Aussiedlerzugangs von 200000 
^ersonen jährlich eine erfolgreiche sozia- 
1» berufliche und gesellschaftliche Ein- 

glied erung   zu   gewährleisten.   In   dem 

Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 
haben wir die notwendige Erhöhung der 
Mittel für die Sprachförderung von rund 
366 Millionen auf fast 2 Milliarden Mark 
durchgesetzt. Hinzu kommt für den Aus- 
siedlerwohnungsbau 1989 ein Verpflich- 
tungsrahmen von 750 Millionen Mark für 
den Bau von 30000 Wohnungen. 

7. Asylpolitik und Ausländerpolitik, 
Kommunalwahlrecht für Ausländer 
Im Jahre 1988 haben über 103 000 Aus- 
länder bei uns einen Asylantrag gestellt. 
Dies ist gegenüber dem Vergleichszeit- 
raum des Vorjahres eine Steigerung um 
80%. Die Aufnahmefähigkeit der Bundes- 
republik Deutschland ist begrenzt und 
schon jetzt weithin erschöpft. 
Wir haben in Gesprächen mit der DDR 
erreicht, daß diese den ungehinderten Zu- 
strom von Asylbewerbern über Berlin 
(Ost) nicht mehr zuläßt. Wir haben das 
Verbot der Arbeitsaufnahme für Asylbe- 
werber kürzlich auf 5 Jahre ausgedehnt. 

Wir brauchen aber ein neues Ausländer- 
recht, das dazu beiträgt, die Grundposi- 
tion unserer Ausländerpolitik: Integra- 
tion auf der einen Seite und strikte Be- 
grenzung des weiteren Zuzugs aus Staa- 
ten außerhalb der EG auf der anderen 
Seite durchzusetzen. 

8. Rechts- und 
Verwaltungsvereinfachung 
Gemeinsam mit der unabhängigen Kom- 
mission für Rechts- und Verwaltungsver- 
einfachung arbeiten z. Zt. alle Bundesmi- 
nisterien mit Erfolg am Abbau von Büro- 
kratie mit dem Ziel, mehr Bürgernähe 
und Bürgerfreundlichkeit zu erreichen. 
Ich nenne nur drei Beispiele für Erfolge, 
die wir im Interesse der Kommunen er- 
reicht haben: 
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• Durch das neue Baugesetzbuch wird 
die Planungshoheit der Kommunen ge- 
stärkt sowie die Bauleitplanung erleich- 
tert. 
• Die gesetzlichen Vorkaufsrechte der 
Gemeinden wurden auf die tatsächlichen 
Bedarfsfälle beschränkt. 
• Der Verzicht der regelmäßigen Einho- 
lung von Führungszeugnissen bei der Er- 
teilung von Führerscheinen entlastet die 
Einwohnermeldeämter beträchtlich. 

9. Innerdeutsche Partnerschaften 

Über 50 Städtepartnerschaften mit Städ- 
ten und Gemeinden in der DDR sind zwi- 
schenzeitlich abgeschlossen bzw. in Vor- 
bereitung. Weitere rund 500 Städte und 
Gemeinden in der Bundesrepublik 
Deutschland    wünschen    eine    Partner- 

schaft mit einer Stadt oder Gemeinde Ö 
der DDR. Die Bundesregierung erhofft 
sich von den kommunalen Partnerschal- 
ten, daß sie vor allem persönliche Verbin- 
dungen zwischen den Bürgern der Part- 
nerkommunen ermöglichen und das Be' 
wußtsein verbindender Gemeinsamkeiten 
vertiefen. 
Das Manuskript der Rede des Parlamenta- 
rischen Staatssekretärs beim Bundesni'01' 
ster des Inneren, Dr. Horst Waffenschmid» 
MdB, aus dem wir hier nur einige Sätze 

wiedergegeben haben, können Interessen- 
ten anfordern bei der 
CDU-Landesgeschäftsstelie 
Referat Öffentlichkeitsarbeit 
Michael Obst 
Wasserstr. 5, 4000 Düsseldorf 1 
Telefon (0211) 13600-33. 

Termine 
22.   4. 1989    10.00 Uhr 

22.   4. 1989 10.00 Uhr 

29.   4. 1989 
6.   5. 1989 11.00 Uhr 

12.   5.1989    18.00 Uhr 

Fachkongreß „Wohin mit unserem 
Klärschlamm?" 
LfA Umweltpolitik mit Bundesumweltminister 
Töpfer, Saalbau 
(Auskünfte: Herr Frieling, 
Tel. [02 11] 13600-53) Essen 

CDA Nordrhein-Westfalen, Landestagung 
(Auskünfte: Herr Lindemann/Frau Reitz, 
Tel. [0211] 1360057) Bergheim 

6. Landesparteitag Siegen 
Europa-Konferenz, Bez. Ruhrgebiet 
Zelttour „Euro-Markt 2000" 
„Das Ruhrgebiet und Großbritannien" Gelsen- 
(Auskünfte: Tel. [02 34] 58 27 45) kirchen 
Europa-Konferenz, Bez. Ruhrgebiet 
„Das Ruhrgebiet und Dänemark" 
(Auskünfte: Tel. [02 34] 58 27 45) Herne 

Impressum: Erhard Hackler, Landesgeschäftsführer (verantwortl.); Redaktion: Michael Obs 


